30. APRIL 1999 - Gesetz über die Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer

(offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 23. November 2000)

Konsolidierung

Die vorliegende Konsolidierung enthält die Abänderungen, die vorgenommen worden sind durch:
- Artikel 2 des Königlichen Erlasses vom 20. Juli 2000 zur Ausführung des Gesetzes vom 26. Juni 2000 über die Einführung des Euro in die Rechtsvorschriften in Bezug auf die in Artikel 78 der Verfassung erwähnten Angelegenheiten, für die das Ministerium der Beschäftigung und der Arbeit zuständig ist (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 12. Juli 2002),

- die Artikel 89, 90 und 109 Nr. 47 des Gesetzes vom 6. Juni 2010 zur Einführung des Sozialstrafgesetzbuches (Belgisches Staatsblatt vom 17. Oktober 2011),
- Artikel 12 bis 15 des Gesetzes vom 11. Februar 2013 zur Festlegung von Sanktionen und Maßnahmen gegen Arbeitgeber, die Drittstaatsangehörige ohne rechtmäßigen Aufenthalt beschäftigen (Belgisches Staatsblatt vom 13. Juni 2013).

Diese Konsolidierung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.

30. APRIL 1999 - Gesetz über die Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer
KAPITEL I - Allgemeine Bestimmung

Artikel 1 - Vorliegendes Gesetz regelt eine in Artikel 78 der Verfassung erwähnte Angelegenheit.

KAPITEL II - Begriffsbestimmungen und Anwendungsbereich

Art. 2 - Für die Anwendung des vorliegenden Gesetzes versteht man unter:


1. ausländischen Staatsangehörigen und Arbeitnehmern: Staatsangehörige und Arbeitnehmer, die nicht die belgische Staatsangehörigkeit besitzen,


2. Minister: den Minister der Beschäftigung und der Arbeit,


3. zuständiger Behörde: die Behörde, die aufgrund von Artikel 6 § 1 IX Nr. 3 des Sondergesetzes vom 8. August 1980 zur Reform der Institutionen zuständig ist,

[4. Drittstaatsangehörigen: jede Person, die nicht Unionsbürger im Sinne von Artikel 17 Absatz 1 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft ist und die nicht das Gemeinschaftsrecht auf freien Personenverkehr nach Artikel 2 Absatz 5 des Schengener Grenzkodex genießt.]

[Art. 2 einziger Absatz Nr. 4 eingefügt durch Art. 12 des G. vom 11. Februar 2013 (B.S. vom 22. Februar 2013)]


Art. 3 - Vorliegendes Gesetz findet auf ausländische Arbeitnehmer und auf Arbeitgeber Anwendung.


Für die Anwendung des vorliegenden Gesetzes werden:


1. ausländischen Arbeitnehmern gleichgestellt: ausländische Staatsangehörige, die anders als aufgrund eines Arbeitsvertrags unter der Autorität einer anderen Person Arbeitsleistungen erbringen,


2. Arbeitgebern gleichgestellt: Personen, die in Nr. 1 erwähnte Personen beschäftigen.


Für die Anwendung des vorliegenden Gesetzes wird für Unterhaltungskünstler bis zum Beweis des Gegenteils davon ausgegangen, dass sie im Rahmen eines Arbeitsvertrags für Angestellte eingestellt sind.

KAPITEL III - Beschäftigungs- und Arbeitserlaubnis

Art. 4 - § 1 - Ein Arbeitgeber, der einen ausländischen Arbeitnehmer zu beschäftigen wünscht, muss vorher von der zuständigen Behörde eine Beschäftigungserlaubnis erhalten.


Der Arbeitgeber darf die Dienste dieses Arbeitnehmers nur in den durch diese Erlaubnis festgelegten Grenzen in Anspruch nehmen.


Der König kann in Fällen, die Er bestimmt, von Absatz 1 abweichen.


§ 2 - Die Beschäftigungserlaubnis wird nicht erteilt, wenn der ausländische Arbeitnehmer in Belgien eingereist ist, um dort beschäftigt zu werden, bevor der Arbeitgeber die Beschäftigungserlaubnis erhalten hat.


Der König kann in Fällen, die Er bestimmt, vom vorhergehenden Absatz abweichen.


§ 3 - Der König kann bestimmen, unter welchen Bedingungen einem Arbeitgeber eine kollektive Beschäftigungserlaubnis erteilt werden kann. Diese kollektive Beschäftigungserlaubnis darf drei Monate nicht überschreiten.


Unter “kollektiver Beschäftigungserlaubnis” ist eine Beschäftigungserlaubnis zu verstehen, die einem Arbeitgeber zwecks gleichzeitiger Beschäftigung mehrerer ausländischer Arbeitnehmer für Arbeitsleistungen kurzer Dauer erteilt werden kann.


§ 4 - Der König kann durch einen im Ministerrat beratenen Erlass bestimmen, unter welchen Bedingungen einem Arbeitgeber eine vorläufige Beschäftigungserlaubnis erteilt werden kann.

[Art. 4/1 - Arbeitgeber, die einen Drittstaatsangehörigen beschäftigen möchten, müssen:

1. vorher prüfen, ob derjenige über einen gültigen Aufenthaltsschein oder eine andere gültige Aufenthaltserlaubnis verfügt,

2. mindestens für die Dauer der Beschäftigung für die zuständigen Inspektionsdienste eine Kopie oder Aufzeichnungen des Inhalts des Aufenthaltsscheins oder einer anderen Aufenthaltserlaubnis aufbewahren,


3. den Beginn und das Ende der Beschäftigung desjenigen gemäß den Gesetzes- und Verordnungsbestimmungen angeben.]

[Art. 4/1 eingefügt durch Art. 13 des G. vom 11. Februar 2013 (B.S. vom 22. Februar 2013)]


Art. 5 - Um Arbeitsleistungen zu erbringen, muss der ausländische Arbeitnehmer im Voraus von der zuständigen Behörde eine Arbeitserlaubnis erhalten haben.


Er kann diese Arbeitsleistungen nur in den durch diese Arbeitserlaubnis festgelegten Grenzen erbringen.


Art. 6 - Die in Artikel 5 erwähnte Arbeitserlaubnis ist nicht erforderlich, wenn der Arbeitgeber eines der folgenden Dokumente erhalten hat:


1. eine in Artikel 4 § 3 vorgesehene kollektive Beschäftigungserlaubnis,


2. eine in Artikel 4 § 4 vorgesehene vorläufige Beschäftigungserlaubnis.


Art. 7 - Der König kann durch einen im Ministerrat beratenen Erlass Kategorien von ausländischen Arbeitnehmern, die Er bestimmt, von der Verpflichtung, eine Arbeitserlaubnis zu erhalten, befreien.


Die Arbeitgeber der im vorhergehenden Absatz erwähnten ausländischen Arbeitnehmer sind von der Verpflichtung, eine Beschäftigungserlaubnis zu erhalten, befreit.

KAPITEL IV - Bedingungen und Modalitäten 

für die Erlangung der Beschäftigungs- und der Arbeitserlaubnis


Art. 8 - § 1 - Der König bestimmt durch einen im Ministerrat beratenen Erlass die Kategorien und die Bedingungen für Erteilung, Gültigkeit, Verlängerung, Erneuerung, Verweigerung und Entzug der Beschäftigungs- und der Arbeitserlaubnis.


Er kann eine ärztliche Untersuchung und gegebenenfalls eine Berufseignungsprüfung auferlegen, die der Erteilung einer Beschäftigungs- und einer Arbeitserlaubnis vorausgehen.


§ 2 - Der König legt die Modalitäten für das Einreichen der Anträge auf Beschäftigungs- und auf Arbeitserlaubnis und für deren Verlängerung oder Erneuerung fest. 


Er legt außerdem die Modalitäten für Erteilung, Verweigerung und Entzug der Beschäftigungs- und der Arbeitserlaubnis fest.


§ 3 - Mit der Bearbeitung der Anträge auf Arbeits- und auf Beschäftigungserlaubnis und mit der Ausstellung der Erlaubnisscheine verbundene Kosten können Gegenstand von Pauschalentschädigungen sein, die vom Antragsteller an die Behörden zu zahlen sind, die mit den Bearbeitungs- beziehungsweise mit den Ausstellungsverrichtungen beauftragt sind.


Die Höhe dieser Pauschalentschädigungen wird vom König bestimmt, ohne dass diese Entschädigungen jeweils mehr als [12 EUR] betragen dürfen.

[Art. 8 § 3 Abs. 2 abgeändert durch Art. 2 des K.E. vom 20. Juli 2000 (B.S. vom 30. August 2000)] 
KAPITEL V - Beschwerde

Art. 9 - Ein ausländischer Arbeitnehmer, der sich legal in Belgien aufhält und dem die Arbeitserlaubnis verweigert oder entzogen wird, und ein Arbeitgeber, dem die Beschäftigungserlaubnis verweigert oder entzogen wird, können bei der zuständigen Behörde Beschwerde einlegen.


Art. 10 - Die Beschwerde wird per Einschreibebrief innerhalb eines Monats nach Notifizierung des Einschreibebriefs eingelegt, mit dem der Verweigerungs- oder Entzugsbeschluss notifiziert wird.


Sie muss mit Gründen versehen und in einer der drei Landessprachen abgefasst sein.


Werden die Vorschriften der vorhergehenden Absätze nicht eingehalten, sind die Beschwerden nichtig.


Der König kann die anderen Modalitäten des Beschwerdeverfahrens bestimmen.

KAPITEL VI - Überwachung

Art. 11 - [Verstöße gegen die Bestimmungen des vorliegenden Gesetzes und seiner Ausführungserlasse werden gemäß dem Sozialstrafgesetzbuch ermittelt, festgestellt und geahndet.


Die Sozialinspektoren [und die von den zuständigen Behörden bestimmten Beamten] verfügen über die in den Artikeln 23 bis 39 des Sozialstrafgesetzbuches erwähnten Befugnisse, wenn sie von Amts wegen oder auf Antrag im Rahmen ihres Informations-, Beratungs- und Überwachungsauftrags im Hinblick auf die Einhaltung der Bestimmungen des vorliegenden Gesetzes und seiner Ausführungserlasse handeln.]

[Art. 11 ersetzt durch Art. 89 des G. vom 6. Juni 2010 (B.S. vom 1. Juli 2010); Abs. 2 abgeändert durch Art. 14 des G. vom 11. Februar 2013 (B.S. vom 22. Februar 2013)]

KAPITEL VII - Strafbestimmungen

Art. 12 - […]

[Art. 12 aufgehoben durch Art. 109 Nr. 47 des G. vom 6. Juni 2010 (B.S. vom 1. Juli 2010)]

Art. 13 - [Wer einen in Artikel 175 des Sozialstrafgesetzbuches erwähnten Verstoß begangen hat, haftet gesamtschuldnerisch für die Zahlung der Rückführungskosten und einer Pauschalentschädigung für die Unterbringungs-, Aufenthalts- und Gesundheitspflegekosten für die betreffenden ausländischen Arbeitnehmer und ihre Familienmitglieder, die sich illegal in Belgien aufhalten.]

Der König legt [diese Entschädigung] jährlich auf der Grundlage der Durchschnittskosten von vor zwei Jahren fest, angepasst an den Verbraucherpreisindex.


Wenn der Minister, zu dessen Zuständigkeitsbereich die Einreise ins Staatsgebiet, der Aufenthalt, die Niederlassung und das Entfernen von Ausländern gehören, die in Absatz 1 erwähnten Kosten anstelle der Person zahlt, zu deren Lasten diese Kosten aufgrund von Absatz 1 gehen, so fordert er von ihr per Einschreibebrief deren Rückzahlung ein. Versäumt diese Person es, den Betrag der von ihr geschuldeten Kosten zu zahlen, beauftragt der in vorliegendem Absatz erwähnte Minister die Mehrwertsteuer‑, Registrierung‑ und Domänenverwaltung mit der Beitreibung dieser Kosten, die ihrerseits gemäß Artikel 3 des Domanialgesetzes vom 22. Dezember 1949 vorgeht.


Die zurückgeforderten Beträge werden der Staatskasse zugeführt.


Der König kann die Modalitäten zur Ausführung der Bestimmungen des vorliegenden Artikels festlegen.

[Art. 13 Abs. 1 ersetzt durch Art. 15 Nr. 1 des G. vom 11. Februar 2013 (B.S. vom 22. Februar 2013); Abs. 2 abgeändert durch Art. 15 Nr. 2 des G. vom 11. Februar 2013 (B.S. vom 22. Februar 2013)]


Art. 14 - 18 - […]

[Art. 14 bis 18 aufgehoben durch Art. 109 Nr. 47 des G. vom 6. Juni 2010 (B.S. vom 1. Juli 2010)]
KAPITEL VIII - Konsultierung


Art. 19 - Der König holt zur Ausübung der Ihm durch vorliegendes Gesetz aufgetragenen Befugnisse außer bei Dringlichkeit die Stellungnahme des Beirats für die Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer, hier “Beirat” genannt, ein.


Der König bestimmt Aufgaben und Zusammensetzung dieses Beirates und die Regeln hinsichtlich seiner Arbeitsweise.

KAPITEL IX - Bericht über die Anwendung des Gesetzes über die Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer

Art. 20 - Die Föderalregierung erstattet in Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden den Gesetzgebenden Kammern jährlich Bericht über die Anwendung des vorliegenden Gesetzes.


Dieser Bericht wird dem Beirat übermittelt.

KAPITEL X - Schluss-, Übergangs- und Aufhebungsbestimmungen


Art. 21 - Der Königliche Erlass Nr. 34 vom 20. Juli 1967 über die Beschäftigung von Arbeitnehmern ausländischer Staatsangehörigkeit, abgeändert durch die Gesetze vom 10. Oktober 1967 und 22. Juli 1976, das Programmgesetz vom 2. Juli 1981, das Gesetz vom 1. Juni 1993, die Königlichen Erlasse vom 19. Mai 1995 und 8. August 1997 und die Gesetze vom 13. Februar 1998 und 9. Februar 1999, wird aufgehoben.


Art. 22 - Der König legt das Datum des Inkrafttretens des vorliegenden Gesetzes fest. Er bestimmt ebenfalls die Übergangsbestimmungen, die auf die vor diesem Datum eingereichten Anträge Anwendung finden.

